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I. GARANTIE 

1. Grundsätze für die Übernahme der Garantie 

Die Bürgschaftsbank Baden-Württemberg GmbH („Bürgschafts-
bank“) kann Garantien für stille Beteiligungen von privaten Kapi-
talbeteiligungsgesellschaften („KBG“) an kleinen und mittleren 
Unternehmen („Beteiligungsnehmer“) der gewerblichen Wirt-
schaft und des Gartenbaus in Baden-Württemberg auf der 
Grundlage dieser Bestimmungen übernehmen, wenn die Beteili-
gung ohne die Garantie nicht oder nicht zu angemessenen Bedin-
gungen zustande käme. Ein Rechtsanspruch auf die Übernahme 
einer Garantie durch die Bürgschaftsbank besteht nicht. 

Die Garantien werden vom Bund und dem Land Baden-Württem-
berg zum Teil rückgarantiert und daher nur nach Maßgabe der 
Rückgarantieerklärungen des Bundes und des Landes in der zum 
Zeitpunkt der Garantieübernahme jeweils geltenden Fassung so-
wie unter Beachtung der beihilferechtlichen Vorgaben der Euro-
päischen Kommission übernommen. 

2. Umfang der Garantie 

a) Die Garantie wird bis zu 70% der für die Beteiligung geleisteten 
Einlage(n)gegeben. Darüber hinaus können die Kosten der Kün-
digung des Beteiligungsvertrages durch die KBG und der Rechts-
verfolgung der Ansprüche der KBG aus dem Beteiligungsverhält-
nis garantiert werden. 

b) Wird die Beteiligung nach ihrer Beendigung zum Zwecke der 
Schadensminderung in ein Darlehen umgewandelt, erstreckt sich 
die Garantie auf die Darlehensforderung ohne Zinsen. 

3. Verminderung des Garantieumfangs 

Wird/Werden die Einlage(n) nicht vollständig an den Beteili-
gungsnehmer geleistet, vermindert sich, sofern keine andere 
Vereinbarung getroffen wird, die Garantie bezüglich sämtlicher 
Ansprüche, auf die sie sich bezieht, entsprechend dem ursprüng-
lich vorgesehenen prozentualen Verhältnis zwischen garantier-
tem und nicht garantiertem Anteil der Einlage(n). Teilrückzahlun-
gen auf die Einlage(n) der KBG mindern anteilig den garantierten 
und den nicht garantierten Anteil der Einlage(n) und führen zu ei-
ner entsprechenden Verminderung der Garantie. 

4. Erlöschen der Garantie 

Die Bürgschaftsbank wird von der übernommenen Garantiever-
pflichtung frei, wenn gegen diese Garantiebestimmungen versto-
ßen wird und aufgrund dieses Verstoßes die Rückgaranten Bund 
und Land ihre Zahlungspflichten aus den Rückgarantien ableh-
nen. 

II. DIE GARANTIERTE BETEILIGUNG 

1. Grundsätze für die garantierte Beteiligung 

Durch Übernahme einer Garantie durch die Bürgschaftsbank för-
derungsfähig sind Beteiligungen an Unternehmen, die insbeson-
dere von der Ertragskraft des Unternehmens und der Qualität 
der Unternehmensführung her langfristig eine angemessene 
Rendite und eine vertragsgemäße Abwicklung der Beteiligung 
erwarten lassen. 

Die für die Beteiligung zu leistende(n) Einlagen(n) muss/müssen 
der Schaffung oder Sicherung einer nachhaltig wettbewerbsfähi-
gen, selbstständigen Existenz dienen. In Betracht kommen solche 
Unternehmen, die ihre Eigenkapitalbasis erweitern oder ihre Fi-
nanzverhältnisse konsolidieren müssen, um vornehmlich Koope-
rationen, Innovationsprojekte (auch die Entwicklung und Kom-
merzialisierung neuer Produkte), Umstellungen bei Struktur-
wandel oder Errichtungen, Erweiterungen, grundlegende Ratio-
nalisierungen oder Umstellungen von Betrieben sowie Existenz-
gründungen finanzieren zu können. Beteiligungen an Unterneh-
men zur Finanzierung einer Unternehmensnachfolge sind ebenso 

möglich. Voraussetzung ist, dass das Unternehmen unter Berück-
sichtigung etwaiger im Zusammenhang mit der Nachfolgerege-
lung stehenden Eigenkapitalveränderungen (z.B. im Bereich der 
Gesellschafterkonten) über eine angemessene Eigenkapitalbasis 
bei Übernahme der Beteiligung durch die KBG verfügt. Die Betei-
ligung an einer zwischengeschalteten Gesellschaft ist zulässig. 
Beteiligungen an Unternehmen zur Finanzierung von Erbausei-
nandersetzungen und in Ausnahmefällen zur Finanzierung des 
Ausscheidens von Gesellschaftern kommen ebenfalls in Be-
tracht. Ausgeschlossen ist eine Beteiligung, wenn die für die Be-
teiligung zu leistende(n) Einlage(n) zur Sanierung der Finanzver-
hältnisse, d.h. alleinigen vergangenheitsorientierten finanziellen 
Dispositionen zur Wiederherstellung eines intakten Eigenkapi-
tals und einer angemessenen Kapitalstruktur, dienen soll(en). 

2. Umfang der garantierten Beteiligung 

Die für die Beteiligung zu leistende(n) Einlage(n), für die die Ga-
rantie (bis zu max. 70%) übernommen wird, soll(en) den Betrag 
von 1,5 Mio. Euro je Beteiligungsnehmer und das vorhandene Ei-
genkapital des Beteiligungsnehmers nicht überschreiten. In be-
gründeten Ausnahmefällen kann/können die Einlage(n) bis zu 2,5 
Mio. Euro je Beteiligungsnehmer betragen. Diese Begrenzungen 
gelten auch für den Gesamtbetrag mehrerer Einlagen an demsel-
ben Unternehmen bzw. derselben Unternehmensgruppe. Be-
steht eine Beteiligung aus mehreren Einlagen, bedarf jede zu ga-
rantierende Einlage einer eigenen Garantieerklärung. Die Betei-
ligungssumme kann ausnahmsweise die Höhe des Eigenkapitals 
überschreiten, insbesondere bei Existenzgründungen. 

3. Laufzeit der garantierten Beteiligung 

Die Laufzeit jeder Einlage einer Beteiligung soll ihrem Verwen-
dungszweck entsprechen; sie darf 10 Jahre nicht überschreiten. 

4. Übertragung der garantierten Beteiligung 

Eine ganz oder teilweise Übertragung oder Belastung der Betei-
ligung oder von Rechten der KBG aus der Beteiligung bedarf der 
Zustimmung der Bürgschaftsbank. 

5. Beendigung der garantierten Beteiligung  

Die Bürgschaftsbank kann die Kündigung der Beteiligung durch 
die KBG verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Wenn die 
KBG die Beteiligung gleichwohl nicht kündigt, wird die Bürg-
schaftsbank von ihrer Garantie-verpflichtung frei. Gleiches gilt, 
wenn die KBG ohne Zustimmung der Bürgschaftsbank den Betei-
ligungsvertrag kündigt, es sei denn, es liegt ein wichtiger Grund 
vor. Als wichtige Gründe gelten insbesondere die in Abschnitt III. 
Nr. 9. b) genannten Gründe. 

III. ANFORDERUNGEN AN DEN BETEILIGUNGSVERTRAG 

1. Grundsätze betreffend den Beteiligungsvertrag 

a) Der Beteiligungsvertrag zwischen KBG und dem Beteiligungs-
nehmer ist unter Beachtung der Garantieerklärung der Bürg-
schaftsbank und dieser Garantiebestimmungen auszufertigen. Er 
darf ansonsten nicht anders ausgestaltet sein, als er ohne die Ga-
rantie ausgestaltet worden wäre. Der Beteiligungsvertrag ist der 
Bürgschaftsbank unverzüglich zu übersenden. 

b) Weder der Beteiligungsvertrag noch andere Verträge zwischen 
Beteiligungsnehmer und der KBG dürfen die Garantie oder die 
Rückgarantien benachteiligende Vereinbarungen enthalten. 

2. Maximalbelastung für den Beteiligungsnehmer 

Die Gesamtbelastung des Beteiligungsnehmers aus der Beteili-
gung (ohne Kapitalrückzahlung) darf während der Beteiligungs-
laufzeit im Jahresdurchschnitt nicht den Höchstsatz überschrei-
ten, der zum Zeitpunkt der Übernahme der Beteiligung in der 
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Richtlinie für mit öffentlichen Mitteln geförderte Beteiligungen 
an kleinen und mittleren Unternehmen (ERP-Beteiligungspro-
gramm) des Bundesministers für Wirtschaft festgelegt ist. Bei 
Beteiligungen, die von vornherein nicht aus dem ERP-Beteili-
gungsprogramm, sondern allein am Kapitalmarkt refinanziert 
werden, wird auf die Höchstsatzregelung für das Beteiligungs-
entgelt verzichtet. 

3. Teilnahme der Beteiligung am Verlust 

Die Teilnahme der Beteiligung am Verlust in Verfahren nach der 
Insolvenzordnung darf nicht ausgeschlossen sein. 

4. Informations- und Prüfungsrechte 

a) Im Beteiligungsvertrag ist mindestens das Folgende vorzusehen: 

(1) Der Beteiligungsnehmer hat der KBG auf Verlangen jeder-
zeit Auskunft über seine Geschäfts- und Betriebsverhält-
nisse zu erteilen. 

(2) Der Beteiligungsnehmer hat die KBG regelmäßig über die 
betriebliche Entwicklung durch Vorlage von Jahresab-
schlüssen sowie sonstige Angaben über die wirtschaftli-
chen Verhältnisse zu informieren. Insbesondere sind der 
KBG spätestens 6 Monate nach Ablauf des Geschäftsjah-
res des Beteiligungsnehmers die nach den gesetzlichen 
Vorschriften erstellten und unterzeichneten Jahresab-
schlüsse mit Anhang, Lagebericht, Prüfungsbericht und 
Testat eines Abschlussprüfers zuzuleiten. Handelt es sich 
beim Beteiligungsnehmer nicht um eine prüfungspflichtige 
Gesellschaft oder eine Gesellschaft, die sich einer freiwilli-
gen Prüfung unterzieht, ist eine Bescheinigung des Jahres-
abschlusses durch einen Steuerberater, Wirtschafts-prü-
fer oder vereidigten Buchprüfer mit Plausibilitätsprüfung 
ausreichend. Darüber hinaus sind der KBG die Jahresab-
schlüsse von Tochtergesellschaften, verbundenen Unter-
nehmen sowie ggf. Konzernabschlüsse zuzuleiten. 

(3) Der Beteiligungsnehmer hat der KBG alle für das Beteili-
gungsverhältnis bedeutsamen Ereignisse unverzüglich 
mitzuteilen. 

(4) Die KBG hat jederzeit das Recht, den Betrieb zu besichti-
gen. Außerdem können die Bilanzen, die Gewinn- und Ver-
lustrechnungen sowie das gesamte Rechnungswesen ein-
schließlich der dazugehörigen Geschäftsvorfälle entwe-
der selbst oder durch einen Beauftragten auf Kosten des 
Beteiligungsnehmers überprüft werden, wenn das Testat 
des Angehörigen der wirtschaftsprüfenden und steuerbe-
ratenden Berufe eingeschränkt oder verweigert worden 
ist.  

(5) Die vorstehend genannten Rechte kann die KBG auch 
durch von ihr Beauftragte durchführen lassen.  

b) Im Beteiligungsvertrag ist vorzusehen, dass die KBG die ihr flie-
ßenden Informationen an die Bürgschaftsbank weitergeben 
kann. 

c) Mit dem Beteiligungsnehmer ist zu vereinbaren, jederzeit eine 
Prüfung durch die Bürgschaftsbank, den Bund und das Land (ein-
schließlich deren Rechnungshöfe) oder deren Beauftragten zu 
dulden, ob eine Inanspruchnahme der Garantie in Betracht kom-
men kann oder die Voraussetzungen für eine solche vorliegen 
oder vorgelegen haben. Desgleichen ist mit dem Beteiligungs-
nehmer zu vereinbaren, den genannten Stellen oder deren Beauf-
tragten die von ihm im Zusammenhang mit der Garantie und den 
Rückgarantien erbetenen Auskünfte zu erteilen, die KBG von ei-
ner etwaigen Verschwiegenheitsverpflichtung diesbezüglich zu 
befreien und sich damit einverstanden zu erklären, dass die KBG 
der Bürgschaftsbank und den zur Prüfung berufenen Organen 
des Bundes und des Landes alle notwendigen Auskünfte erteilt. 

5. Katalog zustimmungspflichtiger Maßnahmen 

a) Der Beteiligungsnehmer und dessen Gesellschafter sind zu ver-
pflichten, bei Maßnahmen, die die Bürgschaftsbank in ihrer Ei-
genschaft als Garantin belasten können, oder die bei dem Beteili-
gungsnehmer dazu führen, dass die für die Übernahme der Ga-
rantie gemäß diesen Garantiebestimmungen erforderlichen Vo-
raussetzungen nicht mehr gegeben sind, die Zustimmung der 
KBG einzuholen. Die Bürgschaftsbank kann diese zustimmungs-
bedürftigen Maßnahmen in der Garantieerklärung näher kon-
kretisieren. 

b) Unabhängig davon sind der Beteiligungsnehmer und dessen Ge-
sellschafter zu verpflichten, die Zustimmung der KBG zumindest 
für folgende Maßnahmen einzuholen: 

(1) jede wesentliche Änderung des Gesellschaftsvertrages so-
wie in der Geschäftsführung des Beteiligungsnehmers, bei 
Umstrukturierungen i.S.d. Umwandlungsgesetzes, beim 
Abschluss von Unternehmensverträgen i.S.d. Aktiengeset-
zes und bei Verträgen, die eine Umsatz oder Gewinnbetei-
ligung vorsehen; 

(2) Aufgabe oder wesentliche Änderung des mit der Beteili-
gung finanzierten Vorhabens; 

(3) jede Änderung der mittelbaren oder unmittelbaren Betei-
ligungsverhältnisse am Beteiligungsnehmer, soweit sie 25 
% oder mehr betrifft (wesentliche Änderung); 

(4) Aufnahme und Veräußerung von Beteiligungen an Unter-
nehmen, Aufnahme, Aufgabe, Verlegung oder Veräuße-
rung von Geschäftsbetrieben; 

(5) Rechtsgeschäfte und Geschäftsführungsmaßnahmen au-
ßerhalb des gewöhnlichen Geschäftsbetriebes. 

6. Abtretungsermächtigung 

Mit dem Beteiligungsnehmer ist zu vereinbaren, dass die Ansprü-
che der KBG aus dem Beteiligungsverhältnis an die Bürgschafts-
bank oder deren Rückgaranten abgetreten werden können. 

7. Anforderungen an kaufmännische Sorgfalt des Beteili-
gungsnehmers 

Mit dem Beteiligungsnehmer ist zu vereinbaren, dass jegliche 
Zahlungen an Gesellschafter (insbesondere Entnahmen, Aus-
schüttungen, Gehälter) so zu bemessen sind, dass eine angemes-
sene Eigenkapitalbildung möglich ist und der Beteiligungsneh-
mer seinen Betrieb gegen die üblichen Risiken angemessen ver-
sichert. 

8. Übernahme der Prüfungskosten 

Dem Beteiligungsnehmer ist aufzuerlegen, etwaige Kosten der 
Prüfung nach Abschnitt III. Nr. 4. Buchst. c) sowie die Kosten ent-
sprechender Prüfungen bei der KBG und der Bürgschaftsbank in 
Bezug auf die garantierte Beteiligung zu tragen. 

9. Beendigung des Beteiligungsvertrages 

a) Der Beteiligungsnehmer muss die Beteiligung mit einer Kündi-
gungsfrist von 12 Monaten ganz oder teilweise kündigen können.  

b) Im Beteiligungsvertrag ist vorzusehen, dass die Beteiligung von 
der KBG jederzeit aus wichtigem Grund fristlos gekündigt wer-
den kann. Als wichtige Gründe haben insbesondere zu gelten, 
wenn: 

(1) die Voraussetzungen, aufgrund derer die KBG die Beteili-
gung eingegangen ist oder aufgrund derer die Bürgschafts-
bank die Garantie übernommen hat, bei Aufnahme der Be-
teiligung nicht gegeben waren, vom Beteiligungsnehmer 
oder dessen Gesellschaftern unrichtige oder unvollstän-
dige Angaben gemacht oder wenn die Mittel aus der 
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Beteiligung nicht ihrem Zweck entsprechend verwendet 
worden sind;  

(2) der Beteiligungsnehmer seine Zahlungsverpflichtungen 
nicht erfüllt bzw. mit der Erfüllung in Verzug ist. Ist der 
Zahlungsverzug eine Folge einer durch einen Abschluss-
prüfer bestätigten Unternehmenskrise, kann auf eine frist-
lose Kündigung verzichtet werden;  

(3) der Beteiligungsnehmer oder seine Gesellschafter auch 
nach Ablauf einer zu Abhilfe bestimmten angemessenen 
Frist (es sei denn, diese ist wegen der Besonderheiten des 
Einzelfalls (§ 323 Abs. (2) und (3) BGB) entbehrlich) oder 
nach Abmahnung ihren Verpflichtungen aus dem Beteili-
gungsvertrag ganz oder teilweise nicht nachkommen oder 
wesentliche Bestimmungen hieraus verletzen; 

(4) die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermö-
gen des Beteiligungsnehmers beantragt wird; 

(5) der Betrieb des Beteiligungsnehmers aufgegeben oder 
veräußert wird oder sonstige Umstände bestehen, durch 
die die vertragsgemäße Durchführung der Beteiligung ge-
fährdet wird; 

(6) der Betrieb des Beteiligungsnehmers an einen Ort außer-
halb des Landes Baden-Württemberg verlegt wird; 

(7) der Beteiligungsnehmer an die Börse geht; 

(8) sich ohne Zustimmung der KBG die mittelbaren oder un-
mittelbaren Beteiligungsverhältnisse am Beteiligungsneh-
mer wesentlich verändern. 

c) Im Beteiligungsvertrag ist zu vereinbaren, dass die KBG von ihrer 
Einlageverpflichtung befreit wird, wenn zum Zeitpunkt, zu dem 
die KBG die Beteiligung außerordentlich kündigt, die Beteili-
gungssumme noch nicht vollständig an den Beteiligungsnehmer 
geleistet wurde. 

10. Ansprüche bei Beendigung 

a) Der Beteiligungsnehmer ist zu verpflichten, nach Ablauf der ver-
einbarten Beteiligungslaufzeit die an ihn geleistete Beteiligungs-
summe zuzüglich ausstehender Beteiligungsentgelte an die KBG 
zurückzuzahlen. Das gleiche gilt im Falle der vorzeitigen Kündi-
gung durch den Beteiligungsnehmer und jeder außerordentli-
chen Kündigung. Des Weiteren ist vorzusehen, dass sich Ansprü-
che der KBG, die bei Beendigung des Beteiligungsvertrages be-
stehen, in eine marktüblich zu verzinsende Forderung umwan-
deln, soweit sie vom Beteiligungsnehmer nicht fristgemäß voll-
ständig befriedigt werden können. 

b) Für den Fall einer Beendigung vor Ablauf der vereinbarten Betei-
ligungslaufzeit aufgrund einer Kündigung kann ein Aufgeld ver-
einbart werden. Außerdem können eine Endvergütung, eine Exit-
Pauschale oder sonstige Exit-Vergütungen bei Beendigung des 
Beteiligungsvertrages vereinbart werden. 

c) Im Falle der Liquidation des Beteiligungsnehmers außerhalb des 
Insolvenzverfahrens ist die Beteiligungssumme im Rang vor allen 
Ansprüchen der Gesellschafter des Beteiligungsnehmers abzu-
decken. 

IV. ANFORDERUNGEN AN DIE KBG 

1. Sorgfaltspflicht und Einhaltung der Verpflichtungen 

a) Die KBG ist verpflichtet, bei Eingehen der Beteiligung, ihrer Ver-
waltung sowie ihrer Abwicklung die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmannes anzuwenden. Sie hat sich nach Fälligwerden von 
Zahlungen, die der Beteiligungsnehmer zu leisten verpflichtet ist, 
in banküblicher Weise um deren Begleichung zu bemühen. 

b) Erfüllt die KBG eine ihrer auferlegten Verpflichtung nicht und hat 
sie dies zu vertreten, ist die Bürgschaftsbank so zu stellen, wie sie 
stehen würde, wenn die Verpflichtung ordnungsgemäß erfüllt 
worden wäre. 

c) Die KBG hat die Beteiligung, auf die sich die Garantie bezieht, ge-
sondert von ihren übrigen Geschäften mit dem Beteiligungsneh-
mer zu verwalten. 

2. Keine Sondersicherheiten 

Die KBG darf für den nicht garantierten Teil ihrer Ansprüche aus 
der Beteiligung keine Sondersicherheiten verlangen. 

3. Auskunfts- und Berichtspflichten 

a) Der Bürgschaftsbank ist auf Verlangen jederzeit Auskunft über 
die Beteiligung und die wirtschaftliche Lage des Beteiligungsneh-
mers zu erteilen. 

b) Bis spätestens zum 10. Januar des folgenden Jahres ist der Bürg-
schaftsbank die Höhe der Beteiligungssumme und etwaiger Ver-
minderungen zu melden. 

c) Die KBG hat die Bürgschaftsbank über die betriebliche Entwick-
lung und wirtschaftlichen Verhältnisse des Beteiligungsnehmers 
regelmäßig zu informieren. Insbesondere sind die der KBG von 
dem Beteiligungsnehmer zuzuleitenden Jahresabschlüsse ge-
mäß Abschnitt III. Nr. 4. Buchst. a) (2) (einschl. Anhang, Lagebe-
richt und Prüfungsbericht, Abschlussprüfertestat bzw. Beschei-
nigung mit Plausibilitätsprüfung) spätestens 6 Monate nach Ab-
lauf des Geschäftsjahres des Beteiligungsnehmers mit einer se-
paraten Stellungnahme der KBG an die Bürgschaftsbank zu über-
senden. 

d) Auf Anforderung der Bürgschaftsbank sind unterjährig Informa-
tionen über die betriebliche Entwicklung und wirtschaftlichen 
Verhältnisse durch ein geeignetes Reporting einzureichen. 

e) Die KBG hat die Bürgschaftsbank mit einer eigenen Stellung-
nahme unverzüglich zu informieren, wenn 

(1) der Beteiligungsnehmer wesentliche Bestimmungen des 
Beteiligungsvertrages verletzt hat; 

(2) der Beteiligungsnehmer mit der Zahlung der vereinbarten 
Beteiligungsentgelte oder sonstiger Zahlungspflichten 
länger als 2 Monate in Verzug geraten ist. Sofern eine Un-
ternehmenskrise besteht und der Beteiligungsnehmer aus 
diesem Grund seine Zahlungsverpflichtungen nicht erfüllt 
bzw. mit der Erfüllung in Verzug ist, sind die vorgesehenen 
Maßnahmen zur Überwindung der Unternehmenskrise 
aufzuzeigen; 

(3) die Angaben des Beteiligungsnehmers über seine Vermö-
gensverhältnisse sich nachträglich als unrichtig oder un-
vollständig erweisen; 

(4) die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermö-
gen des Beteiligungsnehmers oder über das Vermögen 
von allein oder gemeinsam mittelbar oder unmittelbar we-
sentlich beteiligten Gesellschaftern oder über das Vermö-
gen eines Unternehmens der Unternehmensgruppe, das 
für die Beteiligung der KBG von Bedeutung ist beantragt 
wird; 

(5) sonstige Umstände bekannt werden, durch die bei ver-
ständiger Würdigung die vertragsgemäße Abwicklung der 
Beteiligung als gefährdet anzusehen ist; 

(6) der Beteiligungsnehmer seinen Betrieb aufgibt oder ver-
äußert oder außerhalb des Landes Baden-Württemberg 
verlegt; 

(7) wesentliche Veränderungen des Gesellschaftsvertrages 
oder in der Geschäftsleitung beim Beteiligungsnehmer 
vorgenommen werden; 

(8) Maßnahmen beim Beteiligungsnehmer vorgenommen 
werden, die der Zustimmung der KBG bedürfen; 

(9) der Beteiligungsnehmer an die Börse geht; 
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(10) sich die mittelbaren oder unmittelbaren Beteiligungsver-
hältnisse am Beteiligungsnehmer wesentlich ändern; 

(11) die KBG oder der Beteiligungsnehmer die Beteiligung kün-
digt. 

f) Außerdem sind der Bürgschaftsbank alle sonst für das Beteili-
gungsverhältnis bedeutsamen Ereignisse mitzuteilen, die der 
KBG bekannt sind. 

4. Zustimmung der Bürgschaftsbank 

a) Hinsichtlich der in Abschnitt III. Nr. 5. Buchst. a) genannten zu-
stimmungsbedürftigen Maßnahmen hat die KBG, bevor sie ihre 
Zustimmung erteilt, die Zustimmung der Bürgschaftsbank einzu-
holen. 

b) Jede Änderung der Beteiligung durch die KBG bedarf der Zustim-
mung der Bürgschaftsbank. 

5. Prüfung 

Die KBG hat jederzeit eine Prüfung der Unterlagen, die sich auf 
die Beteiligung, für die eine Garantie übernommen wurde, bezie-
hen, durch die Bürgschaftsbank, den Bund und das Land (ein-
schließlich deren Rechnungshöfe) oder durch deren Beauftragte 
zu dulden. Sie hat den genannten Stellen ferner jederzeit die im 
Zusammenhang mit der Garantie erbetenen Auskünfte zu ertei-
len. 

V. GARANTIEFALL 

1. Inanspruchnahme der Bürgschaftsbank  

a) Die Bürgschaftsbank kann aus der Garantie in Anspruch genom-
men werden, wenn 

(1) feststeht, dass die für die garantierte Beteiligung geleis-
tete(n) Einlage(n) verloren oder nach Ablauf eines Jahres 
seit Fälligkeit oder Eintritt der Auflösung des Beteiligungs-
nehmers oder Abschluss des Liquidationsvergleichs über 
den Beteiligungsnehmer nicht zurückgezahlt ist/sind, 

(2) die Gesamtabrechnung der Beteiligung nach ihrer Beendi-
gung ergeben hat, dass im Rahmen der in Abschnitt III. Nr. 
2. festgelegten maximalen Gesamtbelastung liegende, ver-
traglich begründete Ansprüche der KBG auf die Beteili-
gung am Ertrag des Unternehmens nicht oder nicht in vol-
lem Umfang befriedigt worden sind. 

b) Nach Umwandlung der Beteiligung in ein Darlehen gemäß Ab-
schnitt I. Nr. 2. Buchst. b) kann die Bürgschaftsbank aus der Ga-
rantie in Anspruch genommen werden, wenn feststeht, dass der 
Schuldner die Tilgungsleistungen für das garantierte Darlehen 
auf Dauer nicht erbringen kann und wesentliche Eingänge aus 
der Verwertung eventuell für das Darlehen hereingenommener 
Sicherheiten oder aus der Verwertung des sonstigen Vermögens 
des Darlehensnehmers nicht oder nicht mehr zu erwarten sind. 

c) Kommen sowohl Ansprüche nach Buchst. a) (1) als auch nach 
Buchst. a) (2) in Betracht, sind sie zusammen geltend zu machen.  

d) Vereinbarungen zwischen der KBG und dem Beteiligungsnehmer 
zum Nachteil der Bürgschaftsbank und ihrer Rückgaranten sind 
der Bürgschaftsbank und ihren Rückgaranten gegenüber unwirk-
sam. 

2. Abtretung von Ansprüchen an die Bürgschaftsbank 

Bei Inanspruchnahme der Garantie hat die KBG einen Anteil der 
ihr etwa gegen den Beteiligungsnehmer noch zustehenden An-
sprüche aus dem Beteiligungs- oder Darlehensverhältnis an die 
Bürgschaftsbank abzutreten. Für die Bemessung dieses Anteils 
ist das Verhältnis des garantierten Teils der für die Beteiligung 
geleistete(n) Einlage(n) zur Gesamteinlage zugrunde zu legen. So-
weit die Bürgschaftsbank nicht etwas anderes anordnet, hat die 

KBG den abgetretenen Teil treuhänderisch für die Bürgschafts-
bank zu verwalten. Stehen der KBG Sicherungsgegenstände zur 
Verfügung, so ist die Bürgschaftsbank am Verwertungserlös im 
Verhältnis des garantierten zum nicht garantierten Teil zu betei-
ligen. 

3. Weiterführung der Garantie 

Kann/Können die für die garantierte Beteiligung geleistete(n) 
Einlage(n) von dem Beteiligungsnehmer bei Ablauf der verein-
barten Laufzeit nicht zurückgezahlt werden, besteht die Garantie 
zum Zwecke der Schadensminderung für die Dauer der ratierli-
chen Rückzahlung weiter. 

VI. KOSTEN, GERICHTSSTAND 

1. Einmalige Bearbeitungsgebühr 

Für die Prüfung einer Garantieübernahme kann eine einmalige 
Bearbeitungsgebühr vereinbart werden, die die KBG bei Geneh-
migung der Garantie an die Bürgschaftsbank zu entrichten hat. 

2. Garantieprovision 

Die KBG hat an die Bürgschaftsbank jährlich eine Provision in 
Höhe des in der jeweiligen Garantieerklärung festgelegten Pro-
zentsatzes des genehmigten, ggfs. gem. Abschnitt I. Nr. 3. vermin-
derten Garantiebetrages zu entrichten. Der Provisionsanspruch 
entsteht mit der Aushändigung der Garantieerklärung an die 
KBG. Zum gleichen Zeitpunkt wird die Provision für das laufende 
Jahr in Höhe von 1/12 je angefangenem Monat fällig. Die folgen-
den Provisionen sind am 1. Januar jeden Jahres im Voraus zu zah-
len, sie errechnen sich nach dem Garantiebetrag, wie er sich am 
31. Dezember des Vorjahres darstellt. Erlischt die Verpflichtung 
der Bürgschaftsbank aus der Garantie, ist die Garantieprovision 
bis zum folgenden Quartalsende zu entrichten. 

3. Einzug im Lastschriftverfahren 

Die KBG ermächtigt die Bürgschaftsbank, die ihr zustehende Be-
arbeitungsgebühr bei Genehmigung und die jährliche Garantie-
provision im Lastschriftverfahren einzuziehen. 

4. Widerruf der Garantie 

Die Bürgschaftsbank ist berechtigt, die Garantieerklärung zu wi-
derrufen, wenn von der KBG die Bearbeitungsgebühr oder Ga-
rantieprovision auch nach Mahnung nicht bezahlt werden. 

5. Erfüllungsort und Gerichtsstand 

Erfüllungsort und Gerichtsstand betreffend die Garantie ist 
Stuttgart. 


